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Günstige Vermietung von Bestandswohnraum nicht bestrafen

Beschluss:

Privaten Vermieter*innen, welche ihreWohnungen unter zwei Drittel der ortsüblichen Vergleichsmiete an Dritte

vermieten, ohne dass eine familiäre Verbindung besteht, darf nicht pauschal die Gewinnerzielungsabsicht abge-

sprochen werden. Die SPD soll sich dafür einsetzen, den § 21 Einkommensteuergesetz entsprechend anzupassen. 

Dabei soll die bisherige pauschale Regelung durch eine Einzelfallprüfung ersetzt werden. Damit kann die Begüns-

tigungvon innerfamiliärerVermietungverhindert undgleichzeitig günstigeVermietunganDritte ermöglichtwer-

den.

Zusätzlich muss geprüft werden, ob die bisher bestehende Regelung zu steuerlichen Vorteilen für Vermietungen

unterhalb des Mietspiegels sinnvoll ausgeweitet werden können, indem zum Beispiel die Grenze von 50% der

ortsüblichen Vergleichsmiete aus § 21 EStG abgesenkt wird.
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